




Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 431 
- Hammfeld II (Ost) - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 20.06.2005 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Art der baulichen Nutzung 

Die in § 7 Abs. 2 Nr. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) genannten Einzelhandelsbetriebe sind 
gemäß § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO nur zulässig, wenn sie der Versorgung der in diesem Gebiet 
Beschäftigten mit Gütern des täglichen Bedarfs dienen. Großflächige Einzelhandelsbetriebe und 
Einkaufzentren, wie in § 11 BauNVO aufgeführt, sowie Vergnügungsstätten sind nicht zulässig. 

Wohnungen gemäß § 7 Abs. 2 Nrn. 6 und 7 BauNVO und Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO sind aufgrund § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO generell nicht zulässig. 
Ausnahmsweise sind Betriebswohnungen zulässig, wenn nachgewiesen wird, dass durch technische 
Maßnahmen oder durch die Entwicklung der Immissionsbelastung die zulässigen Geruchsstunden 
nach GIRL in den zum dauernden Aufenthalt für Menschen bestimmten Räumen nicht überschritten 
werden. Die ruhebedürftigen Nutzungen sind an die geräuschquellenabgewandte Gebäudeseite zu 
legen. 

Die gemäß § 7 Abs. 3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen werden nicht Bestandteil des Bebauungs-
plans. 

2. Maß der Nutzung 

Ausnahmsweise kann die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse im Bereich zwischen Derendorfweg 
und Stresemannallee gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO auf bis zu 10 Geschosse erhöht werden, wenn 
hierdurch eine signifikante Ortseingangssituation geschaffen und die festgesetzte Grund- und 
Geschossflächenzahl nicht überschritten wird. 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die in Satz 1 genannten 
Anlagen nicht überschritten werden. Befestigte Flächen außerhalb der Baugrenzen sind auf not-
wendige Zu - und Ausfahrten und Feuerwehrumfahrten zu beschränken. 

3. Immissionsschutz 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich III gemäß DIN 4109. 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume muß das bewertete Schalldämmmaß Rw für Außenbauteile von 
Büroräumen mindestens 30 dB betragen. 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich IV gemäß DIN 4109. 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume muß das bewertete Schalldämmmaß Rw für Außenbauteile von 
Büroräumen mindestens 35 dB betragen. 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich V gemäß DIN 4109. 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume muß das bewertete Schalldämmmaß Rw für Außenbauteile von 
Büroräumen mindestens 40 dB betragen. 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich VI gemäß DIN 4109. 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume muß das bewertete Schalldämmmaß Rw für Außenbauteile von 
Büroräumen mindestens 45 dB betragen. 



Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 Baugesetzbuch (BauGB) sind in den in der Planzeichnung kenntlich 
gemachten Bereichen die Schadstoffbelastung der Böden gemäß BBodSchV zu überprüfen. Eine 
gutachterliche Begleitung des Bodenaushubs zur Trennung des unterschiedlichen Aushubmaterials ist 
sicherzustellen. Die verbleibenden Freiflächen sind mit einer 35 cm mächtigen Bodenabdeckung zu 
versehen. Arsenhaltige Schlackenbeläge im Bereich der Bezirkssportanlage sind auszukoffern und 
ordnungsgemäß zu beseitigen / verwerten oder ebenfalls mit einer 35 cm mächtigen Bodenabdeckung 
zu versehen. 

4. Ökologie 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB sind folgende Maßnahmen festgesetzt: 

PRIVATE FLÄCHEN 
Die privaten Stellplätze sind mit wasserdurchlässigem Belag zu befestigen und mit Bäumen zu über-
stellen. Je 4 Stellplätze ist ein standortgerechter Laubbaum mit min. 18 / 20 cm Stammumfang zu 
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die offene Bodenfläche muss min. 6 qm betragen und ist mit 
bodendeckenden Stauden oder Gehölzen zu bepflanzen. 

Die Flächen von Bäumen und Sträuchern entlang der Haupterschließungsachsen sind durchgehend 
bis auf die notwendigen Grundstückszufahrten mit Rasen oder bodendeckender Pflanzung anzulegen. 
Je 20,0 m Frontlänge ist ein standortgerechter, hochstämmiger Laubbaum mit einem Mindeststamm-
umfang von 18 / 20 cm, min. 1 Baum pro Grundstück, anzupflanzen. Zusätzlich sind baumartig 
gewachsene, standortgerechte Gehölze, min. 2,00 / 2,50 m hoch, in Dreiergruppen zu pflanzen. Es ist 
je 20,0 m Frontlänge eine Dreiergruppe, min. eine Dreiergruppe pro Grundstück, anzupflanzen. 

Die befestigte Fläche darf 80% der Grundstücke nicht überschreiten. 

ÖFFENTLICHE FLÄCHEN 
Im öffentlichen Straßenraum sind standortgerechte, hochstämmige Laubbäume mit einem Mindest-
stammumfang von 20 / 25 cm zu pflanzen. Es sind min. 150 Bäume zu pflanzen. Die Baumstandorte 
sind so zu wählen, dass ein Alleecharakter entsteht. Die Baumscheiben sind einzusäen oder mit 
bodendeckenden Stauden oder Gehölze zu bepflanzen. 

Hinweis 

Bei lang anhaltendem Rheinhochwasser ist im Plangebiet mit Qualmwasser und aufgrund des mini-
malen Grundwasserflurabstands bei Gründungsarbeiten mit erhöhtem Aufwand zu rechnen. 
Die Rückstauebene des Regenwasserkanals liegt auf Straßenhöhe. Bei Tieflage der Baugrundstücke 
müssen für die Ableitung des Regenwassers Pumpen eingebaut werden. 


